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Betreff

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatsprasident Dr. Kleiser sowie die Hofrate Mag. Brandl|
und Dr. Terlitza als Richter, unter Mitwirkung des Schriftfihrers Mag. Karger, LL.M., MA, Uber die Revision des H,
vertreten durch Mag. Robert Macher, Rechtsanwalt in Heiligenkreuz am Waasen, gegen das Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichts vom 28. Juli 2025, ZI. W207 2305663-1/6E, betreffend eine Angelegenheit nach dem
AsylG 2005 (belangte Behorde vor dem Verwaltungsgericht: Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl), den Beschluss

gefasst:

Spruch

Die Revision wird zurtickgewiesen.
Begriindung

1

Mit dem angefochtenen Erkenntnis wurde in der Sache ein Antrag auf internationalen Schutz abgewiesen, kein
Aufenthaltstitel aus bertcksichtigungswurdigen Grinden erteilt, eine Rickkehrentscheidung erlassen, festgestellt, dass
die Abschiebung nach Syrien zulassig sei, eine Frist fur die freiwillige Ausreise festgelegt und ausgesprochen, dass die
Revision nicht zulassig sei.

2

Dagegen richtet sich die vorliegende aul3erordentliche Revision.

3

Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zulassig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der
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Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.Nach
Artikel 133, Absatz 4, B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zulassig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

4

Nach § 34 Abs. 1 VWGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegen der Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG
nicht zur Behandlung eignen, ohne weiteres Verfahren mit Beschluss zuriickzuweisen.Nach Paragraph 34, Absatz
eins, VWGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegen der Voraussetzungen des Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zur Behandlung eignen, ohne weiteres Verfahren mit Beschluss zurtickzuweisen.

5

Nach & 34 Abs. 1a VWGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung der Zulassigkeit der Revision gemaR

Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch des Verwaltungsgerichtes gemaR § 25a Abs. 1 VWGG nicht gebunden. Die
Zulassigkeit einer aulRerordentlichen Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG hat der Verwaltungsgerichtshof im Rahmen
der dafiir in der Revision vorgebrachten Griinde (8 28 Abs. 3 VWGG) zu Uberprufen.Nach Paragraph 34, Absatz eins

a, VWGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung der Zuladssigkeit der Revision gemafd Artikel 133, Absatz

4, B-VG an den Ausspruch des Verwaltungsgerichtes gemall Paragraph 25 a, Absatz eins, VwWGG nicht gebunden. Die
Zulassigkeit einer aul3erordentlichen Revision gemafd Artikel 133, Absatz 4, B-VG hat der Verwaltungsgerichtshof im
Rahmen der dafir in der Revision vorgebrachten Griinde (Paragraph 28, Absatz 3, VWGG) zu Uberprufen.

6

In der gesonderten Zulassungsbegriindung ist konkret darzulegen, in welchen Punkten die angefochtene Entscheidung
von welcher Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht und konkret welche Rechtsfrage der
Verwaltungsgerichtshof uneinheitlich oder noch gar nicht beantwortet hat. Lediglich pauschale Behauptungen erfiillen
diese Voraussetzungen nicht (vgl. fur viele VWGH 10.5.2024, Ra 2024/01/0143, mwN).In der gesonderten
Zulassungsbegriindung ist konkret darzulegen, in welchen Punkten die angefochtene Entscheidung von welcher
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht und konkret welche Rechtsfrage der Verwaltungsgerichtshof
uneinheitlich oder noch gar nicht beantwortet hat. Lediglich pauschale Behauptungen erfillen diese Voraussetzungen
nicht vergleiche, fur viele VWGH 10.5.2024, Ra 2024/01/0143, mwN).

7

Werden Verfahrensmangel als Zulassungsgrinde ins Treffen gefihrt, so muss auch schon in der
Zulassigkeitsbegriindung die Relevanz dieser Verfahrensméangel dargelegt werden, weshalb also bei Vermeidung des
Verfahrensmangels in der Sache ein anderes, fir den Revisionswerber glinstigeres Ergebnis hatte erzielt werden
kdonnen. Die Relevanz der geltend gemachten Verfahrensfehler ist in konkreter Weise, also fallbezogen darzulegen
(vgl. fur viele VWGH 11.4.2024, Ra 2024/01/0076, mwN). Eine solche fallbezogene Relevanz zeigt die Revision in ihrem
Zulassigkeitsvorbringen in Bezug auf die behaupteten Ermittlungs- und Begrindungsmangel nicht auf.Werden
Verfahrensmangel als Zulassungsgriinde ins Treffen gefuhrt, so muss auch schon in der Zulassigkeitsbegrindung die
Relevanz dieser Verfahrensmangel dargelegt werden, weshalb also bei Vermeidung des Verfahrensmangels in der
Sache ein anderes, fur den Revisionswerber guinstigeres Ergebnis hatte erzielt werden kdnnen. Die Relevanz der
geltend gemachten Verfahrensfehler ist in konkreter Weise, also fallbezogen darzulegen vergleiche , fir viele

VWGH 11.4.2024, Ra 2024/01/0076, mwN). Eine solche fallbezogene Relevanz zeigt die Revision in ihrem
Zulassigkeitsvorbringen in Bezug auf die behaupteten Ermittlungs- und Begriindungsmangel nicht auf.

8

Die Frage, ob eine aktuelle Verfolgungsgefahr vorliegt, ist eine Entscheidung im Einzelfall, die grundsatzlich - wenn sie
auf einer verfahrensrechtlich einwandfreien Grundlage erfolgte und in vertretbarer Weise im Rahmen der von der
Rechtsprechung entwickelten Grundsatzen vorgenommen wurde - nicht revisibel ist. Dem Revisionswerber muss, um
den Status des Asylberechtigten zu erhalten, bei Ruckkehr in seinen Herkunftsstaat Verfolgung mit maRgeblicher
Wahrscheinlichkeit drohen. Die entfernte Moglichkeit einer Verfolgung genugt nicht (vgl. VwGH 8.11.2023,

Ra 2023/20/0520, mwN).Die Frage, ob eine aktuelle Verfolgungsgefahr vorliegt, ist eine Entscheidung im Einzelfall, die
grundsatzlich - wenn sie auf einer verfahrensrechtlich einwandfreien Grundlage erfolgte und in vertretbarer Weise im
Rahmen der von der Rechtsprechung entwickelten Grundsatzen vorgenommen wurde - nicht revisibel ist. Dem



Revisionswerber muss, um den Status des Asylberechtigten zu erhalten, bei Rickkehr in seinen Herkunftsstaat
Verfolgung mit mal3geblicher Wahrscheinlichkeit drohen. Die entfernte Moglichkeit einer Verfolgung gentgt nicht
vergleiche , VwWGH 8.11.2023, Ra 2023/20/0520, mwN).

9

Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist bei der Beurteilung einer méglichen Verletzung
des Art. 3 EMRK eine Einzelfallprifung vorzunehmen, in deren Rahmen konkrete und nachvollziehbare Feststellungen
zu der Frage zu treffen sind, ob einer Person im Fall der Ruckkehr in ihren Herkunftsstaat die reale Gefahr (,real risk”)
einer gegen Art. 3 EMRK verstoRBenden Behandlung droht. Es bedarf einer ganzheitlichen Bewertung der méglichen
Gefahren, die sich auf die personliche Situation des Betroffenen in Relation zur allgemeinen Menschenrechtslage im
Zielstaat zu beziehen hat. Die AuRerlandesschaffung eines Fremden in den Herkunftsstaat kann auch dann eine
Verletzung von Art. 3 EMRK bedeuten, wenn der Betroffene dort keine Lebensgrundlage vorfindet, also die
Grundbedurfnisse der menschlichen Existenz (bezogen auf den Einzelfall) nicht gedeckt werden kdnnen. Eine solche
Situation ist nur unter exzeptionellen Umstanden anzunehmen. Die blof3e Méglichkeit einer durch die
Lebensumstande bedingten Verletzung des Art. 3 EMRK reicht nicht aus. Vielmehr ist es zur Begriindung einer
drohenden Verletzung von Art. 3 EMRK notwendig, detailliert und konkret darzulegen, warum solche exzeptionellen
Umstande vorliegen (vgl. VWGH 3.4.2025, Ra 2025/01/0021, mwN).Nach der standigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes ist bei der Beurteilung einer moglichen Verletzung des Artikel 3, EMRK eine Einzelfallprifung
vorzunehmen, in deren Rahmen konkrete und nachvollziehbare Feststellungen zu der Frage zu treffen sind, ob einer
Person im Fall der Rickkehr in ihren Herkunftsstaat die reale Gefahr (,real risk”) einer gegen Artikel 3, EMRK
verstolRenden Behandlung droht. Es bedarf einer ganzheitlichen Bewertung der moglichen Gefahren, die sich auf die
personliche Situation des Betroffenen in Relation zur allgemeinen Menschenrechtslage im Zielstaat zu beziehen hat.
Die AuBerlandesschaffung eines Fremden in den Herkunftsstaat kann auch dann eine Verletzung von Artikel 3, EMRK
bedeuten, wenn der Betroffene dort keine Lebensgrundlage vorfindet, also die Grundbedurfnisse der menschlichen
Existenz (bezogen auf den Einzelfall) nicht gedeckt werden kdnnen. Eine solche Situation ist nur unter exzeptionellen
Umstanden anzunehmen. Die blof3e Méglichkeit einer durch die Lebensumstande bedingten Verletzung des Artikel
3, EMRK reicht nicht aus. Vielmehr ist es zur Begriindung einer drohenden Verletzung von Artikel 3, EMRK notwendig,
detailliert und konkret darzulegen, warum solche exzeptionellen Umstande vorliegen vergleiche , VWGH 3.4.2025,

Ra 2025/01/0021, mwN).

10

Ein Abweichen des angefochtenen Erkenntnisses von dieser Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes legt die
Revision nicht dar.

11

In der Revision werden keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne des Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsatzliche
Bedeutung zukdme. Die Revision war daher zurlickzuweisen.In der Revision werden keine Rechtsfragen aufgeworfen,
denen im Sinne des Artikel 133, Absatz 4, B-VG grundsatzliche Bedeutung zukdme. Die Revision war daher
zuruckzuweisen.

Wien, am 20. November 2025
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